
Als die EU 1996 den Startschuss zur Li-
beralisierung der nationalen Strom- und 
Gassektoren gab, war das für Deutschland 
ein böses Erwachen: Über viele Jahrzehnte 
hatten sich große Energiekonzerne, aber 
auch die Stadtwerke und Regionalversor-
ger komfortabel darin eingerichtet, in wett-
bewerbsfreien Zonen relativ risikolos hohe 
Gewinne zu erzielen. Von der Erzeugung 
bis zum Vertrieb war die gesamte Wert-
schöpfungskette in einer Hand, Wettbe-
werb ein Fremdwort und Märkte ein Phä-
nomen der übrigen Wirtschaft. 

Niemand wäre auf die Idee gekommen, 
zu Beginn der Liberalisierung von einem 
„Strommarkt“ zu sprechen: Die einen inter-
pretierten die beginnenden Aktivitäten als 
Deregulierung, die anderen als Startschuss 
für eine weitergehende Privatisierung der 
Energiebranche. Aber sehr rasch entpupp-
te sich die Liberalisierung in erster Linie als 
wettbewerblicher Prozess: In immer mehr 

Segmenten der Wertschöpfungskette „ent-
deckte“ man die Möglichkeit, wettbewerb-
liche Ansätze zu implementieren: angefan-
gen mit Großhandelsmärkten, in denen 
Kraftwerke erstmals kostenseitig gegenei-
nander antraten, über den Vertriebsbereich, 
der ganz ungewohnt um Kunden kämpfen 
musste, bis hin zu Regelenergiemärkten, 
die den Systemausgleich in den Regelzonen 
der Übertragungsnetzbetreiber über wett-
bewerbliche Ausschreibungsverfahren orga-
nisierten. Selbst die Verlustenergie und das 
Messwesen wurden bei dieser 
Suche nicht ausgeklammert. 
Allerdings bestand auch Ei-
nigkeit in der Ablehnung, im 
Netzbereich Leitungswettbe-
werb einzuführen oder Systemdienstleis-
tungen wie die Schwarzstartfähigkeit von 
Kraftwerken auszuschreiben. 

Die Liberalisierung führte also letztlich 
dazu, dass sich der vormals streng monopo-

listisch organisierte Stromsektor zu einem 
Stromsystem entwickelte, in dem sich defi-
nierte und aktiv gestaltete wettbewerbliche 
Teilmärkte und nicht-wettbewerbliche Seg-
mente durch Regularien und koordinie-
rende Instanzen miteinander verzahnten. 
Dieses Stromsystem steht nun nach gerade 
einmal 15 Jahren liberalisierungsbedingter 
Umwälzungen erneut vor großen Heraus-
forderungen:

-
heit“ entpuppte sich in den letzten Jah-

ren als blinder Fleck der Liberalisierung: 
Hatte man sich – bei hohen Überkapa-
zitäten aus der Monopolzeit – sicher ge-
wähnt, dass die bestehenden Teilmärkte 
– insbesondere die Großhandels- und 
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chanismus für diese Anlagen, der  paral-
lel zu den noch für längere Zeit benötig-
ten Teilmärkten bestehen muss. 

Wenn man akzeptiert, dass steigende An-
teile von FEE-Strom Grundvoraussetzung 
für die Erreichung der Erneuerbare-Ener-
gien-Ziele der Bundesregierung sind und 
dass sich dadurch die Rationalität des aktu-
ellen Stromsystems grundlegend verändert, 
kann man keinesfalls davon ausgehen, dass 
der Werkzeugkasten der Liberalisierung die 
passenden Antworten auf diese neuen He-
rausforderungen bereithält. Vielmehr muss 
man sich mit dem Gedanken vertraut ma-
chen, dass das aktuelle Stromsystem an die 
Anforderungen der künftigen Regenerativ-
wirtschaft anzupassen und weiter zu entwi-
ckeln ist.

Konkret bedeutet das für die Sicherung 
der Versorgung die Verständigung darüber, 
dass mit dem Ausbau der FEE-Anlagen 

eine Lösung für ausreichende Backup-Ka-
pazitäten noch unwahrscheinlicher gewor-
den ist, die allein von den Großhandels- 
und Regel  energie märkten kommt. Dem-
entsprechend gilt es, das bestehende System 
perspektivisch um ein Segment („Kapazi-
tätsmechanismen“) zu erweitern, das eine 
Leistungsvorhaltung für wind- und son-
nenarme Zeiten honoriert. Dieses Segment 
sollte möglichst wettbewerblich ausgestaltet 
werden, um zu kostengünstigen Lösungen 
zu gelangen. Allerdings sollten hierbei aus 
Klimaschutzgründen auch die Biomasse als 
regelbare erneuerbaren Energie (REE) so-
wie die Kraft-Wärme-Kopplung insgesamt 
eine prominente Rolle spielen.

Wenn die neue Bundesregierung nach 
den Wahlen im Herbst zur gleichen Ein-
sicht gelangt, muss gleichwohl sehr sorg-
fältig überlegt werden, wann eine solche 
Ergänzung eingeführt und wie sie konkret 
ausgestaltet werden soll. Dabei gilt es, Mit-

Regelenergiemärkte – dieses Gut gleich-
sam nebenbei bereitstellen würden, 
mehren sich wie zuvor schon in anderen 
Ländern mit dem Abbau der Überkapa-
zitäten die Zweifel, dass dies tatsächlich 
funktioniert.

Großhandelsmärkte wurde seinerzeit 
für den optimalen Einsatz bestehender 
Kraftwerke und Anlagen mit variablen 
Kosten von deutlich größer Null kon-
zipiert. Mit den fluktuierenden erneu-
erbaren Energien Wind und Solar kom-
men jedoch immer stärker Anlagen in 
diese Märkte, die so gut wie keine va-
riablen Kosten aufweisen und dadurch 
dort einen erheblichen Preisdruck nach 
unten entfalten („Merit Order Effekt“). 
Es stellt sich somit grundsätzlich die 
Frage, ob sie hier überhaupt bestehen 
können oder sollten.

Die Reaktionen auf diese beiden zentralen 
Herausforderungen sind aktuell sehr unter-
schiedlich:

Teilmärkten weiterhin die Lösungs-
kompetenz zutrauen, „marktgerechte“ 
Lösungen für die Sicherung der Versor-
gung zu finden, sind sich andere sicher, 
dass das System um so genannte „Ka-
pazitätsmechanismen“ ergänzt werden 
muss.

auch die grenzkostenfreien fluktuie-
renden erneuerbaren Energien (FEE) in 
die Großhandelsmärkte einfügen und in 
diesem Sinne „erwachsen“ werden müs-
sen, sehen andere die Notwendigkeit 
eines eigenständigen Finanzierungsme-
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nahmeeffekte ebenso zu vermeiden wie den 
Aufbau neuer Marktmacht. Zudem muss 
dafür gesorgt werden, dass nur solche Anla-
gen honoriert werden, die sich in das neue, 
FEE-geprägte System gut einfügen lassen 
und den Zielen des Energiekonzepts der 
Bundesregierung nicht zuwiderlaufen.

Im Hinblick auf die Finanzierung der 
fl uktuierenden erneuerbaren Energien als 

zweite wesentliche Herausforderung gibt 
es keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass sich 
diese Anlagen in den nächsten Jahren über 
die bestehenden Teilmärkte finanzieren 
könnten. Ursächlich dafür ist zum einen 
der Umstand, dass sie unvermeidbar ihre 
eigenen Erlöse kannibalisieren, da die Prei-
se genau dann in die Knie gehen, wenn der 
Wind weht und die Sonne scheint. Zum 
anderen wäre es schon arger Zufall, wenn 
die Brennstoffkosten des letzten dann noch 
benötigten Kraftwerks, die den Preis an der 
Börse setzen, mindestens so hoch wären wie 
die Kapitalkosten einer Wind- oder PV-
Anlage. Insofern geht es bei deren Finan-
zierung grundsätzlich nicht um eine „Sub-
ventionierung“ oder „Förderung“, sondern 
um einen Finanzierungsmechanismus, der 
diese Investitionen überhaupt ermöglicht. 
Und dass der Eigenverbrauch eines Tages 
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sprechen, stellt eine fahrlässige Vereinfa-
chung einer komplexen Realität dar.

So hilfreich die Wirkungen der Libera-
lisierung im Hinblick auf den Abbau von 
Marktmacht, Herstellung von Transparenz 
und Kostendisziplin etc. im bundesdeut-
schen Stromsektor bislang auch waren, so 
würde man sie doch überfordern, wenn 
man sich von ihr nun auch umfassende 
Lösungen für die anstehende Systemtrans-
formation erhoffte. Wer in dieser Trans-
formationsphase schlicht nach „dem 
Markt“ ruft oder die „Marktfähig-
keit“ von Wind- und PV-Anlagen 
einfordert, ignoriert entweder die 
komplexen Zusammenhänge des 
Stromsystems, oder aber er lehnt 
die Transformation zur Regenera-
tivwirtschaft aus anderen Motiven 
ohnehin ab. Wichtig ist vielmehr 
eine unideologische Debatte 
darüber, wie die notwendigen 
Systemelemente kosteneffizi-
ent ausgestaltet und sinnvoll 
miteinander ver-
knüpft werden 
können. 

einen solchen Finanzierungsmechanismus 
für PV und Wind onshore überfl üssig ma-
chen könnte, ist eine gewagte These, die 
durch die aktuellen Analysen nicht gestützt 
werden kann.

Auch hier könnte nach den Bundestags-
wahlen eine rasche Übereinstimmung über 
die dauerhafte Notwendigkeit eines sol-
chen Finanzierungsmechanismus für FEE-
Anlagen dafür sorgen, ihn so zu gestalten, 
dass er Kosteneffektivität mit dynamischer 
Effi zienz und Praktikabilität verbindet. Ob 
sich hierfür aktuell ein Systemwechsel an-
bietet, muss stark bezweifelt werden. Im 
System der Einspeisevergütung sollten je-
doch Optimierungspotenziale wie eine 
stärkere Differenzierung der Vergütungen 
und eine schnellere Anpassung an Kosten-
entwicklungen genutzt werden.

Das künftige Stromsystem basiert auf vier 
grundsätzlichen Finanzierungssegmenten: 
Neben dem eben erwähnten Finanzie-
rungsmechanismus für FEE-Anlagen, den 
Märkten für den optimalen Anlagenein-
satz („Dispatchmärkte“) und den zu ergän-
zenden Kapazitätsmechanismen vervoll-
ständigen die netztechnischen Anlagen im 
Sinne von Must-run-Kapazitäten das Bild. 
Aus heutiger Sicht erscheint keines dieser 
vier Segmente entbehrlich; allerdings beste-
hen zwischen ihnen erhebliche Interdepen-
denzen, die bei der jeweiligen Ausgestal-
tung zu beachten sind. Es ist dieses Wech-
selspiel zwischen den wettbewerblichen 
und zum Teil nicht-wettbewerblichen Teil-
segmenten, das das künftige Stromsystem 
charakterisiert; hier von „Strommarkt“ zu 

neue 



auf den fahrenden Zug aufgesprungen und können dafür sorgen, 
dass er konsequent in die richtige Richtung fährt. 

Die Pioniere der Energiewende in Deutschland, die die eta-
blierte Energiewirtschaft das Fürchten lehrten, waren in den letz-
ten zehn Jahren neue Akteure: auf der Grundlage eines Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG), das für eine sehr weitreichende In-
vestitionssicherheit sorgte, waren mittelständische Planungs- und 
Projektierungsunternehmen sowie Ingenieurbüros in der Lage, ihre 
Schnelligkeit und ihr schnell wachsendes Wissen mit einer sicheren 
Vorfinanzierung durch die Banken zu kombinieren. Der Finanz-
sektor lernte ebenfalls sehr schnell, dass es sich bei EEG-Umlagen 
zwar häufig um Investitionen mit moderaten Renditen handelte, 
aber dass diese vergleichsweise sicher waren und sich insofern zur 

Die Energiewende ist seit jeher ein Projekt, das weit über rein tech-
nische Fragestellungen und Herausforderungen hinausgeht. Mitte 
der 80er Jahre war es das Öko-Institut, das sich erstmalig umfas-
send mit der Akteursstruktur der Energiewende beschäftigte und 
zu dem Ergebnis kam, dass die Energieversorgung dorthin zurück-
kehren müsse, wo sie „einst ihren Ursprung hatte“: in die Kommu-
nen und die entsprechenden Unternehmen vor Ort. Dabei sollten 
die Stadtwerke zu Energiedienstleistungsunternehmen mutieren 
und das gesamte Energiesystem von unten umkrempeln.

Diese so genannte „Rekommunalisierung“ der Energieversor-
gung projizierte alle Hoffnungen für eine grundlegende Verände-
rung des Systems auf die lokale Ebene. Der Grund dafür lag bei 
einzelnen Vorzeige-Stadtwerken wie etwa Rottweil und Lemgo, die 
damals bereits die dezentrale Stromerzeugung in Kraft-Wärme-
Kopplung (KWK) vorantrieben und so ein Gegenmodell zum zen-
tralistischen Großverbund praktizierten. Und natürlich lag es für 
die im Wesentlichen dezentralen Energiewende-Technologien wie 
die KWK, die Erneuerbaren und die Energieeffizienz nahe, das de-
zentrale Akteurspendant zu suchen.

Die Hoffnungen in die Stadtwerke und die Kommunen als 
Treiber der Energiewende sind heute deutlich nüchterner. Lokal 
wurden Investitionen in dezentrale erneuerbare Energien über 
viele Jahre hinweg sträflich vernachlässigt, und auch im Bereich 
der KWK sind seit Jahren eher eine Stagnation und ein Rückgang 
an Know-how zu verzeichnen. Mit einem Anteil von rund sieben 
Prozent an der bundesweit installierten Leistung an erneuerbaren 
Energieanlagen liegen kommunale und regionale Energieversorger 
weit hinter anderen Akteuren zurück, während sie beim Neubau 
von fossilen Kraftwerken in den letzten zehn Jahren kräftig mit-
mischten.

Seit einiger Zeit jedoch – spätestens seit der Reaktorkatastrophe 
von Fukushima – entdecken viele Stadtwerke und Regionalver-
sorger die erneuerbaren Energien als Eckpfeiler einer vorwärtsge-
wandten Geschäftspolitik. Zudem werden sie politisch von ihren 
Städte- und Gemeinderäten immer stärker auf konkrete Erneuer-
baren-Ausbauziele verpflichtet. Insgesamt sind sie derzeit sicher-
lich noch kein Motor der Energiewende, aber viele sind energisch 

neue 



Stabilisierung von Investitionsportfolien hervorragend eigneten. 
Kurzum: Während die traditionellen Energieversorger noch mit 
der Umsetzung der Liberalisierung beschäftigt waren, hatten die 
Projektierer zusammen mit der Finanzwirtschaft das Feld schon 
bestellt. Nicht zu vergessen sind dabei jedoch die zahlreichen Vor-
reiter-Körperschaften, die als 100-Prozent-Erneuerbare-Energie-
Kommunen und -Regionen den neuen Akteuren die Türen weit 
öffneten und sich damit an die Spitze der Bewegung setzten.

In den letzten Jahren kam eine weitere Akteursgruppe dazu, die 
unter anderem wachsende Akzeptanzprobleme als Chance begriff, 
durch eine gute Vernetzung vor Ort in den Markt zu gelangen: 
die Energiegenossenschaften. Ihre Zahl hat sich innerhalb von gut 
zehn Jahren verzehnfacht und mit heute über 600 Unternehmen 
sicherlich noch nicht das Maximum erreicht. 

Die Bedeutung des neuen energiewirtschaftlichen Mittelstandes 
für den Ausbau der erneuerbaren Energien ist kaum zu überschät-
zen. Insofern sind alle Überlegungen, den etablierten Energieun-
ternehmen größere Möglichkeiten zu verschaffen, hier stärker 
steuernd eingreifen zu können, mit großer Skepsis zu betrachten. 
Das gilt auch für aktuell diskutierte Ausschreibungsverfahren (an-
stelle eines Einspeisetarifs), die die Gefahr in sich bergen, kleine 
und mittlere Akteure an den Rand zu drängen und den Platzhir-
schen mehr Einfluss zu verschaffen.

Jenseits des Ausbaus der erneuerbaren Energien sollten Stadt-
werke und Regionalversorger in zwei erweiterte Marktrollen hi-
neinwachsen, die für eine optimale Gestaltung des Gesamtsystems 
unabdingbar sind:

–   Als Verteilernetzbetreiber müssen sie in einem stärker dezentra-
lisierten Stromsystem mehr Systemverantwortung übernehmen 
und die Übertragungsnetzbetreiber entlasten. Dafür benötigen 
sie mehr Steuerungsmöglichkeiten und damit mehr Netzin-
telligenz („Smart Grids“), deren Finanzierung stärker regula-
torisch abgesichert werden muss („Innovationsregulierung“). 
Hinzu kommen in Querverbundunternehmen verstärkte An-
forderungen, aber auch Chancen, Strom-, Gas- und Wärme-
netze im Gesamtsystem zu optimieren („Hybridnetze“), wobei 
hierbei Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung eine Schlüsselrolle 
spielen. Insgesamt erscheint es notwendig, dass die Netzbetrei-
ber regional stärker kooperieren und versuchen, etwa über ge-
meinsame Leitwarten Synergien zu nutzen. 

–   Als Vertriebe müssen sie ihre Rolle als Energiewende-Akteure 
erst noch finden. Ein erster Ansatzpunkt hierfür wäre, ihnen 
vor allem die fluktuierenden erneuerbaren Energien (FEE) in 
ihr Beschaffungs-Portfolio einzustellen und dadurch einen An-
reiz für intelligente Entdeckungsverfahren zu setzen, die ent-
stehende Residuallast als Differenz von Nachfragelast und an-
teiliger FEE-Einspeisung zu decken („Echtzeit-Wälzung“). Das 
hätte den Effekt, dass sie systematisch nach dezentralen Op-
tionen für ihren Bilanzkreisausgleich suchen und sie wettbe-

werblich erschließen würden (zum Beispiel Lastmanagement, 
dezentrale Speicher, KWK-Anlagen, flexible Kraftwerke …).

Einen zweiten Ansatzpunkt liefert die europäische Effizienzricht-
linie, die bislang von den Vertrieben zu Unrecht stärker als Bedro-
hung denn als Chance empfunden wurde. Sie gibt den Mitglieds-
ländern die Möglichkeit, sie in dieser Marktrolle auf Energieef-
fizienzaktivitäten zu verpflichten. Sie wären damit der Türöffner 
für einen Energiedienstleistungsmarkt, der sich ohne eine solche 
Verpflichtung nur rudimentär entwickeln würde. Auch die Haft-
pflichtversicherung hat erst einen Markt für entsprechende Versi-
cherungsprodukte eröffnet.

Die Ansätze sowohl im Netzbereich als auch im Vertrieb bieten 
den Stadtwerken und Regionalversorgern hervorragende Möglich-
keiten, ihre Geschäftsaktivitäten auszuweiten und sie stärker an die 
Erfordernisse der Energiewende anzupassen. Zusammen mit den 
ohnehin verfolgten Aktivitäten der dezentralen Erzeugung können 
hier Zukunftsaufgaben unter einem Dach gebündelt werden, die 
auf viele Jahre qualifizierte Arbeitsplätze und kommunale/regio-
nale Wertschöpfung sichern.

Eine offene Frage ist die nach der künftigen Rolle der großen 
Energiekonzerne. Durch die Liberalisierung größtenteils von den 
Netzen entflochten und im Wettbewerb bei den Vertrieben viel-
fach unterlegen, wird ihr Marktanteil zudem bei der Erzeugung 
immer weiter zurückdrängt. Ob die Auffangpositionen Wind-
Offshore und Backup-Kapazitäten tragen werden, muss sich erst 
noch herausstellen, da zumindest bei Letzteren auch viele andere 
Akteure eine Rolle spielen wollen (Serie „Die großen Vier“, neue 

 05-08/2013). 
Nach dem Motto „Totgesagte leben länger“ ist ihr Einfluss 

auf die Politik jedoch nach wie vor nicht verschwunden, und ihr 
Wunsch, das Tempo bei der Energiewende herauszunehmen, fin-
det bei der Politik noch manchen Verbündeten. Mittel- und lang-
fristig jedoch werden sie bei der sich abzeichnenden, stark dezen-
tralen Struktur des Energiesystems aller Voraussicht nach keine 
entscheidende Rolle mehr spielen. Vor diesem Hintergrund ist da-
mit zu rechnen, dass sie sich schrittweise aus Deutschland verab-
schieden und versuchen, ihr bisheriges Geschäftsmodell in ande-
ren Ländern fortzusetzen. 

Bei allen Vorschlägen zum künftigen „Marktdesign“ und zur 
Finanzierung der erneuerbaren Energien ist sorgfältig zu analysie-
ren, welchen Akteuren sich welche Chancen zur Beteiligung bie-
ten. Ziel sollte es sein, die in den letzten Jahren entstandene breite 
Akteursvielfalt mindestens zu bewahren, um die Ener-
giewende weiterhin so bürgernah wie irgend möglich 
zu gestalten.
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Saarbrücken ist er wissenschaftlicher Leiter 
des Instituts für ZukunftsEnergieSysteme 
(Izes) sowie Sprecher des Forschungsver-
bunds Erneuerbare Energien (FVEE) – 
einem Verbund von zwölf Forschungsein-
richtungen, die in Deutschland 80 Prozent 
des akademischen Erneuerbaren-Personals 
auf sich vereinen: Leprichs Meinung hat 
Gewicht, wenn es um die Energiewende 
geht. In Forschung und Lehre, als Berater 

von Ministerien und Verbänden wie auch 
als Autor zahlreicher Studien und Positi-
onspapiere meldete er sich zu Wort. Der-
zeit gestaltet er zudem eine Kolumnen-Rei-
he in neue  (siehe S. 40).

„Eine wissenschaftliche Analyse kann 
brillant sein, muss aber auch in die Praxis 
umgesetzt werden“, sagt Leprich. Kritisch 
mitgestalten, diese Eigenschaft hat sich bei 
ihm früh gezeigt. „Ich habe etwa eine po-
litische Schülergruppe gegründet, wir be-
schäftigten uns mit einem Schülerzeitungs-
projekt, wollten Missstände aufdecken, 
Stachel im Fleisch sein“, erinnert sich der 

54-Jährige Ostwestfale, der sich durch die 
Ära von Ex-Bundeskanzler Willy Brandt 
(„Mehr Demokratie wagen“) geprägt sieht. 
Dazu kam das Interesse für das Thema 
Ener gie. „Mir war intuitiv klar, dass die En-
ergieversorgung als wichtiger Bestandteil 
der Infrastruktur nicht durch Monopol-
Strukturen beherrscht werden darf“, erklärt 
Lep rich. Solcherart politisiert, konnte er 
auch der Kernkraft nie etwas abgewinnen. 

Lernten frühere Experten-Genera-
tionen – eben wie Klaus Traube oder 
der jüngst verstorbene Fraunhofer-
Forscher Jürgen Schmid – erst im 
Laufe ihrer Karriere um, war Le-
prich von vornherein klar, dass das 

Gefahrenpotenzial der Kern ener gie viel zu 
groß war. Dass er damals einen „Atomkraft? 
Nein danke!“-Anstecker trug, „versteht sich 
doch von selbst“, bekennt er lächelnd.

Den Anstecker ließ er irgendwann weg, 
dem Thema Energie blieb er treu. Wäh-
rend seines Studiums der Volkswirtschafts-
lehre in Bielefeld fiel für ihn die Entschei-
dung, sich darauf zu konzentrieren. „Ich 
wollte auf einem Gebiet führend werden. 
Also ging ich die für mich spannenden Be-
reiche durch und kam bald zur Energie-
wirtschaft. Wie gesagt, das Buch von Trau-
be gab dann den Ausschlag.“ 

s war ein besonderes Buch, das sei-
ne steile Karriere mitbestimmte: „Die 

Rationalisierung der Energienutzung ist 
auf Jahrzehnte hinaus eine wesentlich er-
giebigere ‚Energiequelle‘ als es die Kerne-
nergie selbst bei forciertem Ausbau sein 
könnte“. Uwe Leprich sprüht vor Begeis-
terung, wenn er Klaus Traube zitiert. Der 
einstige Atom-Manager („Schneller Brü-
ter Kalkar“) wandelte sich schon Jahre vor 
einem gegen ihn gerichteten spek-
takulären Lauschangriff der deut-
schen Verfassungsschützer zum Um-
weltforscher und brachte 1982 den 
Band „Billiger Atomstrom?“ heraus. 
„Traube sezierte darin das Ener gie-
pro gramm der Bundesregierung, das ja ab-
solut dilettantisch war. Ich war ungemein 
beeindruckt. Mir wurde klar, dass ich mich 
genau in diesem Bereich spezialisieren und 
die Materie so tief wie möglich durchdrin-
gen wollte“, erklärt Leprich. 

Der ausgeprägte Wahrheits- und Er-
kenntnisdrang ist ein Schlüssel zu Leprichs 
Wesen. Und sein Schlüssel zum Erfolg. 
Heute zählt er zu den wenigen deutschen 
Wissenschaftlern, die das energiewirtschaft-
liche Gesamtsystem überblicken. Neben 
seiner Professur für Volkswirtschaft an der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft in 

Wir wollten Missstände auf-
decken, Stachel im Fleisch sein.“
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Bei seinen Recherchen stieß Leprich 
bald auf das 1977 gegründete Öko-Insti-
tut in Freiburg. „Man hatte dort einen Ar-
beitskreis zur Energiewende, die legendäre 
‚AG Vier‘, eingerichtet. Ich nahm Kontakt 
auf und erfuhr, dass es eine Zivildienststel-
le im Bereich Energie gab. Eine glückliche 
Fügung, ich hatte die 18 Monate noch vor 
mir, meine Kriegsdienstverweigerung war 
erst im dritten Anlauf anerkannt worden. 
1986 trat ich an, zweieinhalb Monate nach 
der Katastrophe von Tscherno-
byl“, blickt Leprich zurück.

Das Öko-Institut war aus der 
Anti-Atomkraft-Bewegung her-
vorgegangen. Leprich koordi-
nierte dort als „Zivi“ die erwähnte 
AG Vier, half bei Recherchen und 
Studien. Vor allem aber lernte er 
die führenden Köpfe der Erneu-
erbaren-Bewegung kennen – das Institut 
war eine Kontaktbörse und wurde sein ers-
ter regulärer Arbeitgeber. „1987 erhielt ich 
eine halbe Stelle als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter, wo ich mich zum Spezialisten für 
Least-Cost-Planning entwickelte.“ Hinter 
dem Begriff verbirgt sich eine Idee aus den 
USA: Versorger sollten Effi zienz unterstüt-
zen. „Stadtwerke begannen damals, Ener-
giesparlampen oder Gutscheine für Kühl-
schränke mit wenig Energieverbrauch zu 
verteilen. Mich faszinierte der Vergleich 
von Energiebereitstellung- und effi zienz auf 
einer ökonomischen Basis. Man konnte ja 
nachweisen, dass Effi zienz günstiger war als 
Bereitstellung. Damit stellte sich die Fra-
ge nach den gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen, also warum nicht getan wird, was 
sinnvoll ist.“ Leprich, einmal entbrannt, 
schrieb seine Doktorarbeit dazu. 

Noch während der Promotion kam ein 
anderes Angebot – auch dieser Kontakt war 
über das Öko-Institut geknüpft worden. 
„Man bot mir 1992 eine zweite halbe Stel-
le an, diesmal im hessischen Umweltminis-
terium, in der Energieabteilung.“ Es waren 
die Tage der ersten rot-grünen Landesregie-
rung, Joschka Fischer war Umweltminister, 
Rainer Baake Staatssekretär – es herrschte 
eine „grüne“ Aufbruchsstimmung. Und Le-
prich konnte seine Forschungsergebnisse 
umsetzen: „Ich brachte mich als Experte 
bei einer Bundesverordnung zum Least-

Cost-Planning ein. Hat man das einmal ge-
macht, wird man Gesetzes-Junkie. Ich halte 
das für die Königsdisziplin, wenn man als 
Wissenschaftler die Rahmenbedingungen 
mitgestalten kann.“ Obwohl schließlich 
eine 100-Prozent-Stelle in Wiesbaden zum 
Greifen nah war, zog Leprich aber das uni-
versitäre Umfeld vor. 1995 trat er seine Pro-
fessur in Saarbrücken an. „Hochschulleh-
rer sind der Wahrheit verpfl ichtet. Sonst zu 
nichts. Man kann frei seine Meinung sa-

gen, anders als in einem Ministerium.“ Um 
wieder stärker in der Forschung präsent zu 
sein, gründete er 1999 zusammen mit zwei 
Hochschulkollegen zudem das Institut für 
ZukunftsEnergieSysteme (Izes), wo er 2008 
die wissenschaftliche Leitung übernahm. 

Seither hat er sich einer breiten Themen-
palette gewidmet. Unter anderem waren da 
die Umsetzung der europäischen Binnen-
marktrichtlinien Strom und Gas in einem 
völlig neu gestalteten Energiewirtschaftsge-
setz, die Mitarbeit am Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG), die Erarbeitung eines 
Energieeffi zienzgesetzes oder auch die Er-
gänzung des Kraft-Wärme-Kopplungs-Ge-
setzes um die Förderung von Wärmespei-
chern. Mit seiner Spezialisierung auf Libera-
lisierungsanforderungen der Energiemärkte 
und die Instrumente nationaler und inter-
nationaler Energie- und Klimapolitik hat 
er zudem an vielen Studien und Gutachten 
unter anderem für die Bundesministerien 
für Umwelt und Wirtschaft mitgewirkt. 

Politisch habe er dabei keinerlei Berüh-
rungsängste. So war er auf Vorschlag der 
SPD 2001/2002 Mitglied der Enquete-
Kommission „Nachhaltige Energieversor-
gung“ des 14. Deutschen Bundestages, gab 
mit einem CDU-Wirtschaftsminister ein 
Buch zur Liberalisierung der Energiesek-
toren heraus, koordinierte 2002 bis 2004 
für Bündnis 90/Die Grünen einen Arbeits-
kreis zur Novellierung des Energiewirt-
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schaftsgesetzes und nahm als Sachverstän-
diger der Linken an Expertenanhörungen 
im Wirtschafts- und Umweltausschuss des 
Bundestages teil. Dabei als Politikberater 
stets die eigenen Überzeugungen zu ver-
treten, ist für ihn selbstverständlich. Uwe 
Leprich erklärt, wie er mit dem Izes den 
Spagat schafft, Wahrheitssuche und Dritt-
mittelforschung zu vereinen: „Mittlerweile 
haben wir rund 40 Mitarbeiter. In dieser 
Größenordnung können wir es uns immer 
noch leisten, Gefälligkeitsgutachten abzu-
lehnen.“ 

Als Forschungsschwerpunkt sieht Lep-
rich derzeit das Zusammenspiel und die 
Optimierung eines gemeinsamen Strom-

Wärme-Systems als spannend an. „Die Rol-
le von elektrischen Wärmepumpen ist noch 
nicht sehr systematisch refl ektiert, genauso 
wenig wie die Möglichkeiten thermischer 
Speicher zur Flexibilisierung des Strom sys-
tems. Auch wird das Passivhaus nicht die 
einzige Antwort im Wärmebereich bleiben, 
es wird eine stärkere Verbindung zur Strom-
er zeu gung geben“, erklärt der Energiefor-
scher, der im Oktober in Freiburg den Jah-
reskongress des FVEE zum Thema Strom-
Wärme-System mitgestalten wird.

Ein Thema, das ihn darüber hinaus um-
treibt, ist die Marktmacht der Energie-
konzerne und ihr Einfl uss auf die Politik. 
Leprich hielt nicht nur ihre Geschäfts-

politik, die auf große fossile und nukle-
are Kraftwerke setzte, für grundfalsch. In 
der Machtkonzentration erkannte er auch 
eine Gefährdung demokratischer Entschei-
dungsprozesse. „Vor der Liberalisierung 
bildeten Konzerne wie RWE einen Staat 
im Staate, der nach seinen eigenen Regeln 
agierte“, so seine Einschätzung. In erster 
Linie habe man es Brüssel zu verdanken, 
dass diese Macht heute stark erodiert sei 
und ein neuer energiewirtschaftlicher Mit-
telstand die Möglichkeit bekommen habe, 
das Energiesystem mitzugestalten. 

Ohne Zweifel, Leprich, seit rund 30 
Jahren im Wissenschaftsgeschäft, hat sei-
nem Vorbild Klaus Traube erfolgreich 



schaft, mit benachbarten Disziplinen wie 
Politikwissenschaft, Soziologie oder auch 
der Psychologie eng zusammenzuarbeiten. 
„Wenn in Deutschland die Finanzierung 
der erneuerbaren Energien in den Kate-
gorien Plan- versus Marktwirtschaft dis-
kutiert wird, ist das nicht nur intellektuell 
ein Affront, sondern auch geeignet, eine 

sachliche Diskussion über die besten Lö-
sungsansätze im Keim zu ersticken.“

Uwe Leprich, Vater von zwei nahezu 
erwachsenen Kindern, investiert viel Zeit 
in das Gelingen der Energiewende, wäh-
rend des Semesters ist er nicht selten auch 
am Sonntag in seinem Büro anzutreffen. 
„Das habe ich mit meiner Frau ausgehan-

nachgeeifert – wenige sezieren die poli-
tischen Programme so scharf wie er. Wenn 
etwa die Rufe immer lauter werden, dass 
die Erneuerbaren „marktfähig“ sein müs-
sen, verneint er entschieden. „Reale Märk-
te haben selten etwas mit Lehrbuch märk-
ten zu tun. Das überaus komplexe Strom-
system mit dem schlichten Marktbegriff 
beschreiben zu wollen, ist reine Vulgär-
ökonomie“, ereifert er sich. Überhaupt 
lässt er wenig Gutes an der Ökonomen-
Zunft, die sich aus seiner Sicht über viele 
Jahre in einen mathematischen Elfenbein-
turm zurückgezogen und aus realitätsfer-
nen Modellen oft ideologisch geprägte 
Empfehlungen abgeleitet habe. Spätestens 
seit der globalen Wirtschafts- und Finanz-
krise 2008 stehe die neoliberale Main-
stream-Ökonomie mit dem Rücken zur 
Wand. Es werde höchste Zeit, die Lehrbü-
cher umzuschreiben und die ökonomische 
Wissenschaft wieder als Sozialwissenschaft 
zu begreifen. Dazu gehöre neben einem re-
alistischen Menschenbild auch die Bereit-
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delt. Nur am Samstag ist immer frei, und 
während meines Urlaubs bleiben Compu-
ter und Handy aus.“ Das so dringend er-
forderliche große Lehrbuch der Energie-
wirtschaft, die Zusammenfassung von drei 
Jahrzehnten Forscherwissen in einem Buch 
– Leprich ist es ein dringendes Bedürfnis. 
Doch das Standardwerk, das Studierenden 
und angehenden Forschern den Weg wei-
sen könnte, so wie es in seinem Fall „Bil-
liger Atomstrom?“ war, dafür hat Leprich 
aufgrund des Tagesgeschäfts keine Zeit. 
„Mir liegt das 40-Prozent-Ziel bis 2020 am 
Herzen. Es kommt darauf an, jetzt alles da-
für zu tun, auf 
Kurs zu blei-
b e n .  We n n 
wir dann mal 
die Hälfte ge-
s cha f f t  h a -
b e n ,  i s t  e s 
n i cht  mehr 
so schwierig 
bis 100 Pro-
zent. Geben 
wir jetzt auf, 
bleiben die Erneuerbaren ein Nischensek-
tor.“ Leprich akzeptiert jedoch vollstän-
dig die Rolle der Wissenschaft als Ratgeber 
und warnt davor, Politiker lediglich als Er-
füllungsgehilfen vermeintlicher Sachzwän-
ge zu sehen. Die Rationalität der demo-
kratisch gewählten Politiker sei häufi g eine 
andere als die der streng sachlich argumen-
tierenden Wissenschaft. Diese Ra tio nali-
tät ist zu akzeptieren, auch wenn die Ent-
scheidungen nicht zur Zufriedenheit der 
Wissenschaft ausfallen, so Leprich. Aller-
dings warnt er: „Sollten wir mit der Ener-
gie wende scheitern, dann sehe ich ziemlich 
schwarz, was die Gestaltungsfähigkeit un-
serer Gesellschaft durch eine breite Bürger-
bewegung von unten, verbunden mit lokal 
und regional verankerten mittelständischen 
Akteuren anbelangt. Es geht dabei auch 
um die Frage, ob es gegen den Widerstand 
von Wirtschaftslobbys und Konzernmacht 
möglich ist, Gesellschaft zu verändern.“ 

Es geht bei der Energie-
wende auch um die Frage, 

ob es gegen den Widerstand 
von Wirtschaftslobbys und 
Konzernmacht möglich ist, 
Gesellschaft zu verändern.“
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